Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
5 für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 18 Ausgegeben Danzig, den 16. April 1927 


Inhalt. Fernſprechgebühren⸗Geſetz (S. 179). — Vorläufiges Haushaltsgeſetz für das Rechnungs- 
jahr 1927 (S. 180). — Verordnung über Anderung der Verſorgungsgebührniſſe vom 1. 4. 1927 ab (S. 182). — Druck⸗ 
fehlerberichtigung (S. 182). 


52 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Fernſprechgebühren⸗Geſetz. 
Vom 9. 4. 1927. 


§ 1. 

Für jeden Hauptanſchluß werden eine Einrichtungsgebühr, eine Grundgebühr und Ortsgeſprächs⸗ 
gebühren erhoben. Dazu wird bei jedem Hauptanſchluß, der ſich über den 5⸗Kilometer⸗Kreis der Vermittlungs⸗ 
ſtelle, an die er herangeführt ift, hinaus erſtreckt, für die außerhalb des 5⸗Kilometer⸗Kreiſes liegende Leitung 
ein Zuſchlag erhoben (vgl. § 7). 8 2 


Die Einrichtungsgebühr iſt ein einmaliger Beitrag zu den Koſten des Hauptanſchluſſes (vgl. 8 x 
8 3. 

Die Grundgebühr iſt ein laufender Beitrag für die Bereitſtellung und Inſtandhaltung der Anſchluß⸗ 
leitung innerhalb des 5-Kilometer⸗Kreiſes der Vermitlungsſtelle ſowie der techniſchen Einrichtungen bei 
der Vermittlungsſtelle und der Hauptſtelle. Sie beträgt monatlich für jeden Hauptanſchluß in Ortsnetzen 
mit nicht mehr als 

50 Hauptanſchlüſſen EEE AR FE UF 2,— G, 
mit mehr als 


50 bis einſchl. 1 000 Hauptanſchlüſſen n 3, — G, 

1000 „ „ 10000 SR TATRA 8 4,—-6, 

ohen ee RR 5,— G. 
8 4. 


I. Die Ortsgeſprächsgebühr iſt die Vergütung für die Geſprächsverbindung im Ortsverkehr. Sie 
beträgt 0,15 G. 
II. Mindeſtens ſind monatlich für jeden Hauptanſchluß in Ortsnetzen mit nicht mehr als 50 Haupt⸗ 
anſchlüſſen die Gebühren für 40 Ortsgeſpräche, 
in Ortsnetzen mit mehr als 50 bis einſchl. 1000 Hauptanſchlüſſen die Gebühren für 60 Ortsgeſpräche, 
in Ortsnetzen mit mehr 1000 Hauptanſchlüſſen die Gebühren für 80 Ortsgeſpräche 
zu entrichten. 


III. Dem Teilnehmer werden 
in Ortsnetzen mit nicht mehr als 1000 Hauptanſchlüſſen 3 vom Hundert, 


in Ortsnetzen mit mehr als 1 000 bis einſchließlich 10 000 Hauptanſchlüſſen 4 vom Hundert, 
in Ortsnetzen mit mehr als 10 000 Hauptanſchlüſſen 5 vom Hundert 
der für ſeinen Anſchluß aufgezeichneten Ortsgeſpräche nicht angerechnet. 


85. 
I. Fernverkehr iſt der Geſprächsverkehr zwiſchen verſchiedenen Ortsnetzen. 
II. Die Ferngeſprächsgebühren ſind die Vergütung für die Geſprächsverbindungen im Fernverkehr. 
Sie betragen für ein gewöhnliches Geſpräch von nicht mehr als 3 Minuten Dauer bei einer Entfernung 
von mehr als 
8% CCC ĩ ͤ ͤj1e) SESHR 0,40 G, 
83 1 „„„SFFCFFFFCCCCCCCCCCCCCTTTTTTTTTTTTTT RETTEN 0,60 G, 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 24. 4. 1927.) 


180 
W DIS zu 35 Kilometer SITE. re a ee N N 0,80 G, 
35 „ „ 50 7 = Eee Ta Se ee = 1,— 6, 
50 „ 10% / TESTER ee 1,20 G. 


Ferngeſpräche auf Entfernungen bis zu 5 5 Kilometer elnſchl. werden wie Ortsgeſpräche behandelt 
und berechnet. 

S 6. 

Auf die Einziehung der Telegraphengebühren einſchl. der Fernſprechgebühren findet $ 25 des 
Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Deutſches Reichsgeſetzbl. S. 347) 
Anwendung. 

5 75 

Soweit vorſtehend nicht Beſtimmungen getroffen ſind, werden die Bedingungen für die Benutzung 
von Fernſprecheinrichtungen und die Gebühren für den Fernſprechverkehr von der Poſt- und Telegraphen⸗ 
verwaltung durch Verordnung (Fernſprechordnung) feſtgeſetzt. Insbeſondere werden hierdurch geregelt 
die Einrichtungsgebühr, die Bedingungen für Anſchlüſſe, die über 5 Kilometer von der Vermittlungs- 
ſtelle entfernt ſind, für Nebenanſchlüſſe, Zuſatzeinrichtungen, für die Zulaſſung dringender Ferngeſpräche, 
von Blitzgeſprächen, dringender Preſſegeſpräche, die Berechnung der Ferngeſpräche von mehr als 3 Minuten 
Dauer ſowie in verkehrsſchwacher Zeit. 75 

Ss . 

Dieſes Geſetz tritt mit dem auf den Tag ſeiner Verkündung folgenden Monatserſten in Kraft. 
Mit dieſem Tage treten das Fernſprechgebühren-Geſetz vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzblatt S. 887) und 
hinſichtlich der geſetzlichen Fernſprechgebühren die Verordnung zur Umſtellung der Telegraphen- und 
Fernſprechgebühren von Reichsmark auf Gulden und Pfennige vom 24. Oktober 1923 (Geſetzblatt S. 1108) 
außer Kraft. 


Danzig, den 9. April 1927. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Riepe. Runge. 


53 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Vorläufiges Haushaltsgeſetz für das Rechnungsjahr 1927. 
Vom 6. 4. 1927. 


Einziger Artikel. 
Der Senat wird ermächtigt: 

I. bis zum Erlaß eines endgültigen Haushaltsgeſetzes für das Rechnungsjahr 1927 die Verwaltung 
der Freien Stadt Danzig hinſichtlich der laufenden Einnahmen und Ausgaben auf Grund des 
Haushaltsplanes 1926 zu führen, 

II. folgende neue fortlaufende Ausgaben zu leiſten: 

A. im Haushaltsplan „Soziales und Geſundheitsweſen 1927“ 


„Koſten der Unterſuchung von Waſſerproben“ Abſchnitt B. III, Stelle 3 . .. 3 250 G 
„Motorboot des Hafenarztes“ Abſchnitt B. VI, Stelle zz. 2000 G 
„Unterkunfts⸗ und Verpflegungskoſten für Aus- und Einwanderer“ Abſchnitt B. VI, 

Stele 2222s 25 000 G 
„Techniſche Apparate und Geräte“ Abſchnitt B. VI, Stelle . 3 000 G 


„Bürobedürfniſſe, Fernſprechgebühren, Porto uſw.“ Abſchnitt B. VI, Stelle 12 1300 G 
B. im Haushaltsplan „Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 1927“ 


„Emeritierungsbezüge“ Abſchnitt A. I, Stelle 100000... 52372 6 

„Ruhegehälter, Witwen- und Waiſengelder“ Abſchnitt C. I, Stelle 3. 15 456 G 
C. im Haushaltsplan der „Verwaltung des Innern 1927“ 

„Unterhaltung der Funkſtation“ Abſchnitt D. IX, Stellt 2000 G 


„Ergänzung und Unterhaltung des Bildgeräts“ Abſchnitt D. IX, Stelle 6 . . 1350 G 
D. im Haushaltsplan „Betriebe, Verkehr und Arbeit 1927“ 
„Für den Betrieb der Sicherungsanlagen auf dem Flugplatz“ Abſchnitt C. II, 
Sele 7 V ee A NO 
E. im Haushaltsplan der „Landwirtſchaftlichen Verwaltung ein- 
ſchließlich Fiſcherei- und Domänenverwaltung 1927“ 
„Staatsdarlehen zur Förderung der Siedlungstätigkeit“ Abſchnitt B. II, Stelle 2 50 000 G 
„Für die Verwaltung der Domänenkaſſen Krebsfelderweiden und Neulanghorſt“ 
Abſchnitt D. I, Stelle . . ..... PPC 1160 G 
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III. folgende einmalige Ausgaben zu leiſten: 
A. im Haushaltsplan des „Volkstages 1927“ 
„Umänderung der Heizungsanlage (2. Rate)“ Abſchnitt VII, Stelle!! . . . 35 000 G 
„Ausbau von 2 Dienſtwohnungen für Angeſtellte“ Abſchnitt VII, Stelle 2. . 5 000 G 


B. im Haushaltsplan der „Allgemeinen Verwaltung“ (Statiſtiſches 
Landesamt) 1927 


„Wohnungszählung 1927“ Abſchnitt B, Iil s. 10 000 G 


C. im Haushaltsplan „Soziales und Geſundheitsweſen 1927“ 
Blindenanſtalt Königstal. 


„Inſtandſetzung der Anſtaltsorgel“ Abſchnitt A. II, Stelle :2C«. 1000 G 
„Einbau von Einzelwohnräumen im Hauptgebäude“ Abſchnitt A. II, Stelle 22. 1 500 G 
„Neuaufſchütten der Zufuhrſtraße“ Abſchnitt A. II, Stelle :e. 3000 G 
„Aufſchütten der Decke im Lagerhauſe“ Abſchnitt A. II, Stelle 4 ...... 1000 G 


„Inſtandſetzung der Dachflächen des Hauptgebäudes“ Abſchnitt A. II, Stelle 25 5 000 G 
„Zum weiteren Ausbau und Einrichtung der Anſtalt Silberhammer“ (2. Rate) 


e / d y are ee eran ee 80 000 G 
„Für den Ankauf des Gutes Lobeckshof,“ Teilzahlung, Abſchnitt A. III, Stelle 25 18 956 G 
„Zum Umbau der Anſtalt Tempelburg“ Abſchnitt A. IV, Stelle 2 12 600 G 


„Erſatz einer Waſchmaſchine der Staatlichen Frauenklinik“ Abſchnitt B. II, Stelle 21 7000 & 
„Erneuerung der Kühlanlage der Staatlichen Frauenklinik“ Abſchnitt B. II, 


J D d a ERAERETE 6000 G 
„Erweiterung der Nährbodenküche“ (1. Rate) im Hygieniſchen Inſtitut“ Ab⸗ 
e ee a ER e 7000 G 


D. im Haushaltsplan „Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 1927“ 
„Beſchaffung einer neuen Akkumulatorenbatterie für das Phyſikaliſche Inſtitut“ 
J N a FE ER 10 000 G 
„Errichtung eines Inſtituts für Stadtbauweſen und Straßenbau“ Abſchnitt K. J, 
IE SFR 1 ea en Nenner FR He se Lan ee 5 000 G 
„Umſtellung der Oelkühlung im Maſchinenlaboratorium der Techniſchen Hoch— 
chu RT Stellerb s.. 4000 6 
E. im Haushaltsplan der „Verwaltung des Innern 1927“ 
„Bekleidung, Beſchaffung einer 2. Garnitur Mäntel“ Abſchnitt G. II, Stelle 2. 25 000 G 
F. im Haushaltsplan der „Juſtizverwaltung 1927“ 
„Für Ausbau und Erweiterung der Zuchthausſtation“ Abſchnitt B. IV... . 20 000 G 
G. im Haushaltsplan für „Offentliche Arbeiten 1927“ 
„Neuherſtellung einer Eiſenbetonbrücke ſtatt einer abgängigen Holzbrücke bei 5 
ann, , a an 17 000 G 
H. im Haushaltsplan der „Staatlichen Grundbeſitzverwaltung 1927“ 
„Für den Ankauf des Gutes Lobeckshof“ Abſchnitt X, Stelle 2 ....... 18 955 G 
J. im Haushaltsplan „Betriebe, Verkehr und Arbeit 1927“ 
„Für den Ausbau eines Waſſerflughafens bei Oſtlich Neufähr“ Abſchnitt F. I, 
Seel)... T8 30 000 G 
K. im Haushalsplan der „Landwirtſchaftlichen Verwaltung einſchließ— 
lich! Fiſcherei- und Domänen verwaltung 1927“ 
„Inſtandſetzung des Fiſchereidienſtgehöftes Bahnkrug“ Abſchnitt C. IV, Stelle 1 5 000 G 
„Beſchaffung eines neuen Bootskörpers für das Fiſchereiaufſichtsfahrzeug“ Ab⸗ 


FEETFTJCEECECCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCcCCC en 4000 G. 
„Wiederherſtellungs- und Neubauten einſchließlich Branderſatzbauten“ Ab⸗ 

r an r 44 000 G 
„Dränagen und Meliorationen“ Abſchnitt D. VII, Stell s. 10 000 G 

L. im Haushaltsplan der „Forſt verwaltung 1927“ . 

„Für Aufforſtung von Lobeckshof“ (2. Rate) Abſchnitt IV, Stellen. 12 000 G 
„Für den Ankauf des Gutes Lobeckshof“ (2. Rate) Abſchnitt IV, Stelle 2. . . 18 956 G 
„Zuſchüttung des Kloſſowoer Siels“ Abſchnitt IV, Stelle 33g. 8500 G 


IV. ſchwebende Schulden zur Beſchaffung von Betriebsmitteln aufzunehmen, welche in den Grenzen der 
zu I— III bezeichneten Ermächtigung liegen. 
Danzig, den 6. April 1927. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Riepe. Dr. Volkmann. . 
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54 Verordnung 
über Anderung der Verſorgungsgebührniſſe vom 1. 4. 1927 ab. Vom 25. 3. 1927. 

Gemäß Artikel IV Abſatz 2 des Geſetzes betreffend Abänderung des Verſorgungsgeſetzes über die 
Verſorgung der Militärperſonen uſw. und anderer Verſorgungsgeſetze vom 1. 10. 25 (Geſetzblatt 25 S. 267 ff) 
wird die zu den Verſorgungsgebührniſſen (Rente, Zuſatzrente uſw.) zu gewährende Rentenerhöhung mit 
Wirkung vom 1. April 1927 ab auf 22% feſtgeſetzt. 

Danzig, den 25. März 1927. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Riepe Dr. Schwartz. 


3⁵ Druckfehlerberichtigung. 


In der Wahlordnung für die Kreistagswahlen vom 18. März 1927 (Geſetzbl. S. 80 u. f.) muß es 
richtig heißen: 
1. In 8.46 in der letzten Zeile ſtatt „Verhandlung“ „Wahlhandlung“, 
2. In 8 60 ſtatt „SS 58 und 59 finden ſinngemäße Anwendung“, „§ 58 findet ſinngemäße An⸗ 
wendung“, 


3. In 8 62 in der vierten Zeile ſtatt „§ 70“, „§ 68°, 


4. In der Anlage 1 im Nachtrag ſtatt „von vorgängiger ortsüblicher Bekanntmachung“, „nach vor⸗ 
gängiger ortsüblicher Bekanntmachung“. 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das 5 für die Freie Stadt Danzig Ausgabe Au. B je 3,00 G, b) für 
den Staatsanzeiger De die Freie Stadt Danzig TeilI Ausgabe Au. B je 2,25 G, c für den Staatsanzeiger für die da 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuftändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. r Beamte (ſiehe 
Staatsanz. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
5 Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


